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Durch ein neues Gesetz über die Rechtsanwälte in der DDR 
sind die Aufgaben der Rechtsanwaltschaft zu erweitern und 
ihre Selbstverwaltung zu garantieren. Jeder Rechtsanwalt muß 
selbst entscheiden können, in welcher Farm (Mitglied eines 
Kollegiums, Anwalt in eigener Praxis, Mitglied einer Sozie­
tät) er seine Tätigkeit ausübt. Die Voraussetzungen für eine 
Selbstverwaltung der Anwaltschaft könnten durch die Bil­
dung von Rechtsanwaltskammern auf Länderebene, deren 
Vorstände durch die Rechtsanwälte demokratisch zu wählen 
sind, geschaffen werden. Diese Gremien sollten in umfassen­
der Weise befugt sein, die Rechtsanwälte des Territoriums 
zu vertreten, über die Neuzulassung von Rechtsanwälten zu 
entscheiden und bei Berufspflichtverletzungen über die diszi­
plinarische Verantwortlichkeit zu befinden. Ein rechtlich zu 
regelndes Zulassungsverfahren, welches in eigener Verant­
wortung durch die Rechtsanwaltschaft durchzuführen wäre, 
sollte allen Bewerbern gleiche Möglichkeiten geben, Rechts­
anwalt zu werden. Voraussetzung sollten nur persönliche und 
fachliche Befähigung, die im Zulassungsverfahren nachzuwei­
sen wäre, sein.

Verantwortung für den Strafvollzug

Im Strafvollzug sind Gesetzlichkeit, Gerechtigkeit und Gleich­
heit vor dem Gesetz als grundlegende Prinzipien bei der Ver­
wirklichung von Strafen mit Freiheitsentzug durchzusetzen 
und die Haft-, Arbeite- und Lebensbedingungen der Strafge­
fangenen entscheidend zu verbessern. Das erfordert, den 
Strafvollzug künftig der Justizverwaltung zu unterstellen. 
Bisher gehört der Strafvollzug zum Verantwortungsbereich 
des/Ministeriums für Innere Angelegenheiten und unterliegt 
der Aufsicht durch die Staatsanwaltschaft, die jedoch, wie 
entstandene Probleme und vorgebrachte Kritiken zeigen, 
diese Aufgabe nur ungenügend wahrgenommen hat bzw. 
wahrnehmen konnte. Rechtsstaatlichkeit schließt ein, den 
Strafvollzug von Organen, die Kompetenzen im Rahmen der 
Strafverfolgung ausüben, strikt zu trennen. Mit dem Über­
gang zur Länderstruktur sollte deshalb der Strafvollzug aus 
dem Ministerium für Innere Angelegenheiten herausgelöst 
und den zu bildenden Länderjustizministerien unterstellt 
werden. ,

Auch der Vollzug der Untersuchungshaft bedarf dringend 
gesetzlicher Regelungen, die den Gerichten weitgehende Kom­
petenzen bei Entscheidungen in diesem Bereich einräumen.

Aufgaben der Gesetzgebung

Für die Gesetzgebung gilt es, solche Strukturen zu schaffen, 
die garantieren, daß Gesetze auf breitester demokratischer 
Grundlage Zustandekommen. Es muß zur Selbstverständlich­
keit werden, daß alle grundlegenden, das Leben der Men­
schen betreffenden Gesetze im Entwurfsstadium veröffent­
licht, der Bevölkerung zur Diskussion unterbreitet und in der 
Volkskammer in mehreren Lesungen behandelt werden. Per­
sonelle und materielle Voraussetzungen sind dafür zu schaf­
fen, daß die Volkskammer als gesetzgebendes Organ mit ih­
ren Fraktionen stärker selbst Gesetzgebungsaufgaben wahr­
nehmen kann.

Innerhalb der Verantwortung der Regierung für die Vor­
bereitung von Gesetzesentwürfen und für die exekutive 
Rechtsetzung obliegt dem Ministerium der Justiz nur die Er­
arbeitung von Rechtsvorschriften auf den Rechtsgebieten, die 
in den Bereich der Gerichtsbarkeit fallen und die justitielle 
Tätigkeit betreffen (Justizgesetzgebung). Bei allen anderen, 
von den sachlich zuständigen Organen vorzubereitenden Ge­
setzes- und Verordnungsentwürfen beschränkt sich die Ver­
antwortung des Ministeriums der Justiz auf die Prüfung ihrer 
Rechtsförmlichkeit, d. h. es hat darauf hinzuwirken, daß die 
vorgesehenen rechtlichen Regelungen von den maßgebenden 
verfassungsmäßigen Grundsätzen getragen sind und sich in 
die Rechtsordhung des Landes einfügen.

Die Planung der Gesetzgebung über einen Zeitraum von 
fünf Jahren muß aufgegeben werden, da sie den Erfordernis­
sen einer flexiblen Gesetzgebung nicht gerecht wird und den 
Gesetzgebungsprozeß in unnötiger Weise verbürokratisiert.

Informationen
Mit Wirkung vom 1. März 1990 wurde die ehemalige Akade­
mie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR im Zusam­
menhang mit der Neubestimmung ihrer Aufgaben zu einer 
Hochschule für Recht und Verwaltung umgebildet (vgl. GBl. I 
Nr. 8 S. 45).

Die Hochschule hat u. a. die Aufgabe, 
eine juristische Ausbildung durchzuführen, deren Absol­

venten besonders für eine Arbeit in den Organen der staat­
lichen Verwaltung und der Verwaltungsgerichtsbarkeit be­
fähigt sind;

Mitarbeiter der Organe der staatlichen Verwaltung auf 
den Gebieten der Rechtswissenschaft, der Wirtschaftswissen­
schaft und der Verwaltungsorganisation weiterzubilden;

zum wissenschaftlichen Vorlauf für die Gesetzgebung und 
andere Entscheidungen von Staatsorganen sowie für die Ar­
beit der staatlichen Verwaltung und der Justizorgane beizu­
tragen ;

unmittelbar an der Gesetzgebung durch eigene Vorschläge 
und Aufträge mitzuwirken.

Als Rektor der Hochschule Wurde Prof. Dr. sc. Rolf S t e - 
d i n g  nach seiner Wahl im Wissenschaftlichen Rat bestätigt.

Gesetzgebung kann sich nur in Übereinstimmung mit der ge­
sellschaftlichen Entwicklung vollziehen, die sich nicht in Pläne 
zwingen läßt. Jede Fraktion und jeder Abgeordnete muß- je­
derzeit und unabhängig von einer Planung das Recht haben, 
Gesetzesentwürfe einzubringen.

Zur Arbeit in Personalangelegenheiten v

Aus den angestrebten Änderungen in Struktur und Aufgaben 
der Justizorgane und aus den veränderten Anforderungen der 
in diesem Bereich Tätigen ergeben sich mit Notwendigkeit 
auch Veränderungen für die Arbeit in Personalangelegenhei­
ten.

Für künftige Personalentscheidungen können soziale Her­
kunft und parteipolitische Bindung keine Kriterien sein, son­
dern ausschließlich Fachkompetenz, Volksverbundenheit, Auf­
richtigkeit, Integrität und Leistungsvermögen. Die Personal­
angelegenheiten sind von Einflüssen politischer Parteien, ge­
sellschaftlicher Organisationen u. a. vollständig zu trennen. 
Die Kaderarbeit der zentralen Justizorgane läßt sich in der 
bisher praktizierten Form nicht mehr verwirklichen.

Im Richterbereich sollten sich mit der Wiedereinführung 
der Berufung der Richter folgende Schwerpunkte der Fc rso- 
nalarbeit ergeben:
— Einführung eines neuen Vorbereitungsdienstes für ?tich- 

teranwärter mit der Möglichkeit, sie als Richter kraft Auf­
trags mit eingeschränkten Befugnissen tätig werden zu 
lassen; Abschluß des Vorbereitungsdienstes mit einer Prü­
fung und die sich anschließende erste Berufung als Rich­
ter auf Probe nach einheitlichen Kriterien, die Subjektivis­
mus weitgehend ausschließen;

— Sicherung des bedarfsgerechten Einsatzes von Richtern auf 
Lebenszeit, wenn der vollständige Nachweis der fachlichen 
und persönlichen Befähigung erbracht wurde;

— Einbeziehung des Richterrates bzw. Dominanz der Ent­
scheidungen des Rates für die Personalentscheidungen bei 
Beförderungen usw.;

— Prüfung der Möglichkeit der Bewerbung der Richter um 
ein höheres Amt (Ausschreibung freiwerdender Funktio­
nen in der Rechtsprechung und Justizverwaltung). 
Hinsichtlich der Zulassung zum juristischen Hoch- und

Fachschulstudium sollte angestrebt werden, die bisherige 
Delegierung zum Hoch- und Fachschulstudium aufzugeben 
und eine planmäßige Berufswerbung einzuführen, die Len­
kung durch Ausschreibung freier Justizstellen zu ersetzen 
und anstelle des obligatorischen Justizpraktikums im Hoch- 
und Fachschulstudium fakultative Praktika anzubieten.

Die konsequente Verwirklichung der Justizreform wird 
einen erheblichen Mehrbedarf an juristisch qualifizierten 
Kadern mit sich bringen. Die derzeit herangebildeten Juri­
sten können bestenfalls den auch ohne jegliche Veränderun­
gen entstehenden Bedarf abdecken. Eine bedeutende Erwei- 

_ terung des juristischen Ausbildungspotentials ist daher not­
wendig.


